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Kapitel 1

Einleitung

Die Bundesversammlung scheint nicht nur in der Bevölkerung das wohl unbe-
kannteste oberste Verfassungsorgan1 zu sein, sondern war auch in der juristischen
und politikwissenschaftlichen Fachliteratur bislang kaum Gegenstand eingehender
Untersuchungen. Die unter B. noch näher zu belegende Forschungslücke bezieht sich
insbesondere auf eine eingehende verfassungsrechtliche Einordnung und auf das
Verfahren der Wahl eines Bundespräsidenten.2

A. Problemaufriss

An der „stiefmütterlichen“ Behandlung der Bundesversammlung durch die
Staatsrechtswissenschaft haben erstaunlicherweise auch ein jüngeres Urteil des
Bundesverfassungsgerichts vom 10. Juni 20143 und ein weiterer Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts vom16. Dezember 20144 nichts zu ändernvermocht.5 Im

1 Diese Verfassungsorganqualität folgt daraus, dass sie unmittelbar vom Grundgesetz
konstituiert und mit eigenen Kompetenzen ausgestattet ist. Vgl. u. a. Burkiczak, Die Bundes-
versammlung und die Wahl des Bundespräsidenten, JuS 2004, 278, 278 f.; Butzer, in:
Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, GG, 15. Aufl. 2021, Art. 54, Rn. 39; Engelbrecht, Die
Bundesversammlung – Ein fast unbekanntes Bundesorgan, KommP Wahlen 2016, 82, 82;
Jülich, Die Wahl des Bundespräsidenten, DÖV 1969, 92, 93; Stern, Das Staatsrecht der
Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, 1980, § 29 I 1, S. 179 f.

2 Die bislang fehlende eingehende wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Organ
der Bundesversammlung ist möglicherweise damit zu erklären, dass die Bundesversammlung
gemäß Art. 54 Abs. 1 S. 1 GG nur einen beschränkten Aufgabenbereich zugewiesen bekom-
men hat, die Versammlung sich in der Regel nur alle fünf Jahre für einen Tag konstituiert
sowie die bisherigen Bundesversammlungen insgesamt reibungslos verlaufen sind. Dies
schmälert ihre besondere verfassungsrechtliche Bedeutung indes keinesfalls.

3 BVerfGE 136, 277 ff.
4 BVerfGE 138, 125 ff.
5 Eine Übersicht der bisherigen 17 Bundesversammlungen ist zu finden bei: Pieper, in:

Epping/Hillgruber, BeckOK GG, Art. 54 (53. Edition: 15.11.2022), Rn. 16. Eine Darstellung
bis zur 12. Bundespräsidentenwahl am 23. Mai 2004 findet sich bei: Burkiczak, Die Bundes-
versammlung und die Wahl des Bundespräsidenten, JuS 2004, 278, 280–282 sowie bei
Scholz/Süskind, Die Bundespräsidenten, 2004, S. 28, hier ergänzt mit einer inhaltlichen Dar-
stellung der Amtszeiten. Ferner existiert eine Übersicht von Veröffentlichungen von und über
die Bundespräsidenten bis 2004 sowie eine Darstellung zur Zusammensetzung, der Kandida-



Rahmen dieser beiden Verfahren hat sich das Bundesverfassungsgericht – mehr als
sechzig Jahre nach seiner Arbeitsaufnahme im Jahr 1951 – erstmalig eingehend6 mit
dem obersten Bundesorgan Bundesversammlung, mit den Rechten der Mitglieder
und mit dem Umfang des in Art. 54 Abs. 1 S. 1 GG normierten Ausspracheverbots
auseinandergesetzt. Inhaltlich ging es um jeweils vomNPD-Vertreter Udo Pastörs in
seiner Stellung als Mitglied der Bundesversammlung angestrengte Organstreitver-
fahren: Pastörs hatte sich sowohl bei der Wiederwahl von Bundespräsident Horst
Köhler als auch bei den Wahlen Christian Wulffs und Joachim Gaucks zu Bun-
despräsidenten (13., 14. und 15. Bundesversammlung) durch Entscheidungen des
damaligen Bundestagspräsidenten Norbert Lammert als dem Sitzungsleiter in seinen
Mitgliedschaftsrechten verletzt gesehen.

In beiden Organstreitverfahren rügte Pastörs insbesondere, dass NPD-Bundes-
versammlungsmitglieder vom damaligen Bundestagspräsidenten keine Gelegenheit
erhalten hatten, den Antrag zur Einbringung eines eigenen Entwurfs für eine Ge-
schäftsordnung der Bundesversammlung zu begründen. Ferner, dass Lammert es
unterbunden hatte, den Antrag, auch den NPD-Mitgliedern die Benennung eines
Wahlbeobachters zu gestatten, mündlich vor der Bundesversammlung zu begründen.
Zudem rügte Pastörs die Weigerung Lammerts, einen von NPD-Mitgliedern bean-
tragten Tagesordnungspunkt „Vorstellung der Kandidaten“ im Plenum zur Ab-
stimmung zu stellen und die Aussprache darüber zu eröffnen.

Hinter diesen Einzelanträgen stand im Kern die Frage, ob die Bundesversamm-
lung als ein parlamentsähnliches Verfassungsorgan zu begreifen ist, dessen Mit-
glieder daher ähnliche Rechte wie bspw. Bundestagsabgeordnete haben und dessen
Verfahrensregeln daher parlamentarischen Standards und Üblichkeiten folgen, oder
ob die Bundesversammlung sich so stark von einem Parlament unterscheidet, dass
sich auch das Verfahren und die Statusrechte ihrer Mitglieder deutlich von denje-
nigen eines Parlaments unterscheiden.

Als richterliche Zusammenfassung der Kernaussagen des Urteils vom 10. Juni
2014 sind der Entscheidung folgende zwei Leitsätze vorangestellt:

tenauslese und der Verfahrensabläufe bis zur 9. Bundesversammlung am 23. Mai 1989 bei
Braun, Die Bundesversammlung, 1993, S. 113–211.

6 Diese Erstmaligkeit bestätigte Voßkuhle auch mit seiner Aussage im Eingangsstatement,
wonach die Bundesversammlung bis 2014 ein „weißer Fleck auf der verfassungspolitischen
Landkarte“ in der ansonsten umfangreichen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
gewesen sei (vgl. Eingangsstatement zur Urteilsverkündung in Sachen Bundesversammlung
am 10. Juni 2014 (2 BvE 2/09, 2 BvE 2/10), S. 1). Siehe ferner Knapp, Wahl des Bundes-
präsidenten auf dem Prüfstand, Tagesspiegel, 11.2.2014, https://www.tagesspiegel.de/politik/
nach-klage-der-npd-wahl-des-bundespraesidenten-auf-dem-pruefstand/9466752.html, zuletzt
aufgerufen am: 21.2. 2023. Siehe auch Pehle, Welches Verständnis hat das Bundesverfas-
sungsgericht vom „höchsten Amt im Staate“?, GWP 2014, 321, 322; Sachs, Staatsorganisa-
tionsrecht: Bundesversammlung, JuS 2014, 860, 860.
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„1. Die Bundesversammlung hat nach Art. 54 Abs. 1 GG ausschließlich die Aufgabe, den
Bundespräsidenten zu wählen; sie soll in ihren Abläufen die besondere Würde des Amtes
unterstreichen.

2. Den Mitgliedern der Bundesversammlung sind durch Art. 54 GG außer dem Recht zur
Teilnahme an der Wahl nur begrenzte Rechte zugewiesen. Ihre Rechtsstellung entspricht
nicht der der Mitglieder des Bundestages.“7

Die nach richterlicher Auffassung beschränkten Rechte der Mitglieder der
Bundesversammlung hat das Bundesverfassungsgericht damit begründet, dass die
Bundesversammlung ein kürähnliches Organ sei. Im Einzelnen heißt es:

„Dagegen ist der Gegenstand, mit dem sich die Bundesversammlung ausschließlich zu
befassen hat, durch das Grundgesetz festgelegt. Ihre Aufgabe besteht allein in der „Kür“ des
Bundespräsidenten.“8

„Besondere Bedeutungwurde der Ausgestaltung desWahlaktes beigemessen (vgl. Greve in:
Parlamentarischer Rat, Hauptausschuss, Protokoll, S. 115; Becker, in: Der Parlamentari-
sche Rat 1948–1949, Akten und Protokolle, Bd. 13/2, 2002, S. 812; zum Charakter der
Wahl als „Kür“ vgl. Carlo Schmid, in: Parlamentarischer Rat, Hauptausschuss, Protokoll,
S. 116). Die Bundesversammlung hat nicht nur zur Aufgabe, den Bundespräsidenten zu
wählen, sondern sie soll zugleich in ihren Abläufen die besondere Würde des Amtes un-
terstreichen.“9

Während in dem Urteil das Wort „Kür“ nur zweimal und zudem in Anfüh-
rungszeichen verwendet wurde (dies mit Verweis auf Carlo Schmid und dessen
Ausführungen im Parlamentarischen Rat bei der Ausarbeitung des Grundgesetzes),
wurde die Charakterisierung des Wahlverfahrens als „Kür“ im Rahmen der Ur-
teilsverkündung beim mündlich vorgetragenen Eingangsstatement des früheren
Präsidenten und damaligen Vorsitzenden Richter des Zweiten Senats des Bundes-
verfassungsgerichts Andreas Voßkuhle10 noch wesentlich deutlicher benannt. Voß-
kuhle führte hier aus:

„(…) Vorab möchte ich jedoch die allgemeinen Ausführungen des Bundesverfassungsge-
richts zum Charakter der Bundesversammlung hervorheben. Nach Auffassung des Bun-
desverfassungsgerichts ist die Bundesversammlung ein reines Kreationsorgan; ihre aus-
schließliche Aufgabe ist es nach Art. 54 Abs. 1 GG, den Bundespräsidenten zu wählen.
Dementsprechend kann der verfassungsrechtliche Status der Mitglieder der Bundesver-
sammlung nicht losgelöst von der verfassungsrechtlichen Stellung des Bundespräsidenten
beurteilt werden.

Der Verfassungsgeber hat im Grundgesetz das Amt des Bundespräsidenten aufgrund der
Erfahrung mit der Weimarer Reichsverfassung konzipiert. Nach der Ausgestaltung seines
Amtes ist er nicht einer der drei klassischen Gewalten zuzuordnen. Er verkörpert die Einheit

7 BVerfGE 136, 277, 277.
8 BVerfGE 136, 277, 318.
9 BVerfGE 136, 277, 312.
10 BVerfGE 136, 277, 277 ff.; Eingangsstatement zur Urteilsverkündung in Sachen „Bun-

desversammlung“ am 10. Juni 2014 (2 BvE 2/09, 2 BvE 2/10). Vgl. auch BVerfGE 138, 125,
125 ff.
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